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1 
Rentenversicherung im
Umbruch

Dass der politische Druck auf die Sozial-
politik in den letzten Jahren massiv gewor-
den ist und Maßnahmen eines grundle-
genden Ab- und Umbaus des Sozialstaates
die politische Tagesordnung bestimmen, ist
spätestens seit der Agenda 2010 auch in das
Bewusstsein der breiten Öffentlichkeit ge-
raten. Wenngleich in der aktuellen Debatte
die Bereiche „Arbeitsmarktpolitik/Ab-
sicherung bei Arbeitslosigkeit“ und „Kran-
kenversicherung/Gesundheitssystem“ im
Mittelpunkt der öffentlichen Auseinander-
setzungen stehen, darf nicht übersehen
werden, dass auch in der Renten- und
Alterssicherungspolitik – beginnend mit
der Rentenreform von 2001 (Riester-Re-
form) – ein Richtungswechsel eingeleitet
worden ist, der den Charakter des deut-
schen Sozialstaatsmodells nachhaltig än-
dern wird, denn auch hier geht es nicht
allein um einzelne Änderungen und Ver-
schlechterungen im System der Gesetz-
lichen Rentenversicherung, sondern um
den Ab- und Umbau des Systems.

Die Renten- und Alterssicherungspoli-
tik begründet sich primär aus der ökono-
misch bestimmten Kritik am Sozialstaat
(ausführlich: Bäcker 2003, S. 301): Die stei-
genden Sozialversicherungsbeiträge – so
die These – erhöhen die Lohnnebenkosten
und gefährden damit sowohl die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit als auch die
Bereitstellung von Arbeitsplätzen. Zugleich
überfordere das zu weit gespannte System
der sozialen Sicherung die finanziellen und

fältigen, selbst für die Experten nicht mehr
überschaubaren Änderungen bei der Ren-
tenberechnung und -anpassung: Entschei-
dend sind nicht die einzelnen Maßnah-
men, ihre Begründungen und Benen-
nungen (Demographiefaktor, modifizierte
Bruttoanpassung, Berücksichtigung der
Riester-Förderung,Anpassungsaussetzung,
Zahlung des vollen Pflegeversicherungs-
beitrages durch die Rentner, Nachhaltig-
keitsfaktor) sondern das Ergebnis. Es geht
um die Begrenzung der Anpassungssätze
mit der Folge einer in der Tat „nachhalti-
gen“ Absenkung des Rentenniveaus. Das
von der Bundesregierung gesetzte Min-
destsicherungsziel sieht Werte von 46 %
(2020) und 43 % (2030) – Netto-Renten je-
weils vor Steuern – vor. Derzeit liegt der
Wert bei etwa 53 %. Zu diesem Absinken
kommt es, weil der Beitragssatzstabilität
absolute Priorität eingeräumt wird – ob das
nun mit „Nachhaltigkeit“ oder „Genera-
tionengerechtigkeit“ begründet wird. Die
(schrittweise) Besteuerung der Renten
nach dem Alterseinkünftegesetz wird da-
rüber hinaus zu einem weiteren Absinken
des Nettoniveaus führen, da die verfügba-
ren Nettoeinkommen durch die steuerliche
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administrativen Kräfte des Staates und läh-
me die Innovationskraft gerade der Leis-
tungsträger der Gesellschaft. Des Weiteren
mache der demographische Umbruch das
auf dem Umlageverfahren beruhende Sys-
tem der Rentenversicherung unfinanzier-
bar. Die nachrückenden Jahrgänge würden
mit immer höheren Beitragszahlungen be-
lastet, könnten aber selbst nicht sicher sein,
im Alter eine ausreichende Rente zu erhal-
ten (Bäcker 2004, S. 14 ff.). Die Sozialpoli-
tik sieht sich aber nicht allein mit dieser
ökonomisch begründeten Kritik konfron-
tiert. Es geht auch um die kontroverse
Bewertung ihrer gesellschaftlichen Wir-
kung vor dem Hintergrund des sozialen
Wandels. Die These ist, dass die kollektiv-
solidarischen Regelungen angesichts des
Wohlstands-, Einkommens- und Vermö-
genszuwachses in breiten sozialen Schich-
ten und der wachsenden Fähigkeit und Be-
reitschaft von Bürgern zur Eigenvorsorge
in einen Widerspruch zu den Interessen
einer selbstbewussten und eigenverant-
wortlich handelnden Bevölkerung geraten,
und dass von daher die Akzeptanz dieses
Systems erodiere und den Beitragsabzügen
steigender Widerstand entgegengesetzt
werde.

Aus diesen Argumentationslinien her-
aus lässt sich die Grundrichtung der neuen
Alterssicherungspolitik ableiten. Im Mittel-
punkt der Maßnahmen steht die Position,
den Beitragssatz zur Rentenversicherung
bis auf mittlere und längere Sicht weitge-
hend stabil zu halten – und dies trotz der
Wirtschafts- und Arbeitsmarktkrise und
des anstehenden demographischen Um-
bruchs.1 Erreicht werden soll dies in erster
Linie durch eine deutliche Absenkung des
Rentenniveaus. Das ist der Kern der viel-
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1 Nicht zu vergessen ist das Ziel, die Bundeszu-
schüsse zu begrenzen, die derzeit 32% der Ren-
teneinnahmen und 30% des Bundeshaushaltes
ausmachen. 
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Absetzbarkeit der Rentenversicherungs-
beiträge steigen, während die Netto-Renten
durch die steigende Steuerbelastung relativ
geringer ausfallen.

Zugleich sollen durch den Aufbau einer
privaten, kapitalfundierten Altersvorsorge
Ansprüche auf zusätzliche Alterseinkom-
men entstehen, um die Einbußen bei der
Rente auszugleichen. Die private Vorsorge
bleibt dabei freiwillig, sie wird aber durch
Steuerentlastungen und direkte Zulagen
gefördert. Insgesamt kommt es also zu ei-
ner Gewichtsverschiebung zwischen Ren-
tenversicherung und privater Vorsorge: Die
private Vorsorge soll die gesetzlichen Ren-
ten nicht mehr ergänzen – wie es der bis-
herigen sozialpolitischen Philosophie ent-
sprach –, sondern diese teilweise ersetzen.
Das mit der Rentenreform von 1957 durch-
gesetzte Ziel, durch die gesetzliche Rente
ein ausreichendes, lebensstandardsichern-
des Einkommensniveau im Alter zu errei-
chen, ist mit dieser „einnahmeorientierten
Ausgabenpolitik“ aufgegeben worden.

2 
Privatisierung der Alters-
sicherung und Gefahr von
Altersarmut 

Die Frage ist, welche Folgen die Entschei-
dung hat, das Rentenniveau derart deutlich
abzusenken. Mit der Einführung des Nach-
haltigkeitsfaktors steigt die Anzahl der Jah-
re, die durchschnittlich verdienende Ar-
beitnehmerInnen einzahlen müssen, um
Altersarmut (im Sinne des Unterschreitens
des Bedarfsniveaus der Sozialhilfe/Grund-
sicherung) zu vermeiden, nach Berech-
nungen des Verbands deutscher Renten-
versicherungsträger (VDR) (2004) auf 28
Jahre in 2015 und 31 Jahre in 2030 an. Ge-
messen an heutigen Maßstäben liegt diese
Zahl sehr nahe an den durchschnittlichen
Versicherungszeiträumen von Arbeitneh-
merInnen. Wenn aber die Rente trotz
langjähriger Beitragspflicht das Niveau der
von Vorleistungen unabhängigen Sozialhil-
fe nicht übersteigt, werden Legitimation
und Akzeptanz des Systems gefährdet. Da
nach der Nachhaltigkeits-Rentenformel
das Rentenniveau je nach der Entwicklung
von Beitragszahlern und Rentenempfän-
gern variiert, haben die Versicherten zu-
dem keine Anhaltspunkte mehr, welche
Leistungen sie von der gesetzlichen Ren-
tenversicherung erwarten können.

Die Folgen der Niveauabsenkung sollen
durch die Förderung der privaten Vorsorge
in der zweiten (betriebliche Altersversor-
gung) und dritten Säule (individuelle Ver-
mögensbildung oder Lebensversicherung)
ausgeglichen werden. Die Frage, ob dies ge-
lingt, muss aber negativ beantwortet wer-
den. Charakteristikum einer nicht obligato-
rischen privaten Altersvorsorge ist gerade,
dass sie im Unterschied zur gesetzlichen
Rente nicht flächendeckend ausgestaltet ist.
Es ist zu erwarten, dass nur ein kleinerer Teil
der ArbeitnehmerInnen bereit und in der
Lage ist, die erforderlichen Eigenbeiträge für
diesen Zweck einzusetzen, sei es weil gerade
im jüngeren Alter die freiwillige Vorsorge-
bereitschaft eher gering ausgeprägt ist oder
weil bei BezieherInnen niedriger Einkom-
men der finanzielle Spielraum fehlt.

Negativ wirkt sich vor allem aus, dass
die private Vorsorge im Unterschied zur
Rentenversicherung nicht sozial ausglei-
chend gestaltet ist, sondern in mehrfacher
Hinsicht selektiv wirkt: Private Lebens-
versicherungen wie auch die unterschied-
lichen Vermögensanlageformen sind nach
dem individuellen Risikokalkül aufgebaut
und streng an die von der Arbeitsmarkt-
und Entgeltposition abhängige Finanzie-
rungsfähigkeit gebunden; Elemente des So-
lidarausgleichs, die für die gesetzliche Ren-
tenversicherung typisch sind, kennen sie
systembedingt nicht. So werden in der Ren-
tenversicherung Zeiten der Arbeitslosig-
keit, der Krankheit, der Kindererziehung,
der Pflege und der Ausbildung angerech-
net, ohne dass die Betroffenen in diesen
Phasen eigene Beiträge entrichten müssen.
Ein solcher Solidarausgleich ist bei der pri-
vaten Vorsorge nicht möglich, entlastend
wirkt nur die staatliche Förderung. Unter
Umständen muss der Vertrag beitragsfrei
gestellt werden, was zu entsprechend ge-
ringen Ansprüchen führt. Diejenigen, die
auf dem Arbeitsmarkt erfolgreich sind, ein
hohes Einkommen realisieren und auf-
grund ihrer Qualifikation, ihrer günstigen
Arbeitsbedingungen, ihrer guten gesund-
heitlichen Konstitution lange, auch über
das 60. Lebensjahr hinaus arbeiten können,
werden begünstigt. Niedrige Alterseinkom-
men erhalten demgegenüber jene, die auf
dem Arbeitsmarkt zu den Benachteiligten
zählen und gerade deswegen häufig ge-
zwungen sind, ihre Berufstätigkeit frühzei-
tig zu beenden. Die Einkommensdifferen-
zen im Alter werden durch diesen Wir-
kungszusammenhang vergrößert. Die pri-
vate Vorsorge wirkt hierbei nicht aus-

gleichend, sondern verstärkt vielmehr den
Differenzierungsprozess (Schmähl 2003,
S. 349 ff.).

Auch hinsichtlich Leistungsumfang
und Leistungsdynamik sind private Renten
nicht mit Ansprüchen aus der Rentenversi-
cherung zu vergleichen. Zwar kann erwar-
tet werden, dass die Kapitalverzinsung im
Laufe der Jahre über der Inflationsrate liegt
und auch die Zuwachsraten der Arbeitneh-
mereinkommen erreicht. Allerdings kön-
nen Schwankungen von Kapitalwert und
Verzinsung dazu führen, dass zum Verren-
tungs- und Auszahlungszeitpunkt die Lage
auf den Aktien- und Kapitalmärkten un-
günstig ist und die privaten Zusatzrenten
eine nur bescheidene Höhe aufweisen.

Die Probleme mindern sich zwar, wenn
statt der individuellen Vorsorgeverträge
der Weg der betrieblichen Altersversorgung
gewählt wird. Aber solange die betriebliche
Altersvorsorge freiwillig geregelt bleibt,
wird ein Großteil der Beschäftigten keine
Absicherung erhalten – und zwar insbe-
sondere jene ArbeitnehmerInnen in pre-
kären Arbeitsverhältnissen und mit dis-
kontinuierlichen Erwerbsverläufen sowie
Beschäftigte in Kleinbetrieben, in Betrie-
ben des Dienstleistungssektors sowie in ta-
riflich nicht erfassten Bereichen. Eine Lö-
sung dieses Problems lässt sich nur durch
ein Obligatorium erreichen. Wird die be-
triebliche Altersvorsorge für alle Beschäf-
tigten als Zusatzversicherung verpflichtend
gemacht, dann lassen sich auch Elemente
des sozialen Ausgleichs regeln. Soll darüber
hinaus – entsprechend den Mobilitätsan-
forderungen auf dem Arbeitsmarkt – eine
uneingeschränkte Übertragbarkeit der An-
sprüche gewährleistet werden, dann nähert
sich eine solche betriebliche Altersvorsorge
(bei allen Unterschieden hinsichtlich des
Finanzierungsverfahrens sowie der Ren-
tenberechnung und -dynamik) allerdings
wieder der Rentenversicherung an.Was soll
dann der Umweg? Vielleicht deutet er an,
dass die häufig als „paternalistisch“ oder
„etatistisch“ beschriebene Rentenversiche-
rung durchaus modern ist.

3 
Finanzierungsprobleme
und ihre Ursachen

Die aktuellen Finanzierungsprobleme der
Rentenversicherung, die sich seit der Jahr-
tausendwende zugespitzt haben, haben in
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der öffentlichen Debatte den Eindruck er-
weckt und verstärkt, dass die Rentenver-
sicherung – nur kurz nach Beginn der er-
sten Umsetzungsschritte der Riester-Re-
form – nicht überlebensfähig sei. Falsch ist
dabei jedoch schon die immer wieder ver-
breitete These, dass der demographische
Umbruch für die gegenläufige Entwicklung
von Ausgaben und Einnahmen ursächlich
sei. Ganz im Gegenteil wird die Rentenver-
sicherung von der demographischen Seite
derzeit eher entlastet, da sich noch stark be-
setzte Jahrgänge im erwerbsfähigen Alter
befinden. Der Umschwung wird erst gegen
2010 einsetzen, dann werden die stark be-
setzten Jahrgänge im Rentenbezugsalter
stehen. Die gegenwärtigen Probleme sind
im Wesentlichen Folge der Arbeitsmarkt-
krise. Die hohen Arbeitslosenzahlen führen
auf der Einnahmenseite zu Aufkommens-
lücken; noch schwerwiegender wirkt sich
der Rückgang der Beschäftigtenzahlen aus,
die den Zuwachs der registrierten Arbeits-
losigkeit deutlich übertreffen, da es hierfür
keinerlei Ausgleich gibt. Beitragseinnah-
men gehen auch verloren durch die Aus-
dehnung der Mini- und Midi-Jobs, durch
die faktische Abschaffung der Arbeits-
losenhilfe und durch die mit der Riester-
Rente eingeführte Möglichkeit, Entgeltan-
sprüche steuer- und sozialversicherungs-
frei für eine betriebliche Altersversorgung
verwenden zu können.

So falsch es ist, die aktuellen Finanzie-
rungsprobleme mit der demographischen
Entwicklung erklären zu wollen, so falsch
wäre es auch, vor den mittelfristig und län-
gerfristig zu erwartenden Herausforderun-
gen im Gefolge des Altersumbruchs in der
Gesellschaft die Augen zu verschließen. Al-
lerdings besteht kein Anlass, die Probleme
zu dramatisieren und mit deren „Unlös-
barkeit“ einen Totalabbau der sozialen Si-
cherung zu begründen. Die demographi-
schen Verschiebungen müssen im gesamt-
wirtschaftlichen Zusammenhang gesehen
und interpretiert werden. Durch die Be-
grenzung der Debatte nur auf demogra-
phische Quoten wird verdrängt, dass die
Finanzierungsfähigkeit der Alterssicherung
entscheidend von der Entwicklung des Ar-
beitsmarktes (Ausschöpfen des Beschäfti-
gungspotenzials und Abbau der Arbeits-
losigkeit) und der Wachstumsraten von
Produktivität und Arbeitnehmereinkom-
men abhängt. Gleichwohl sollte bewusst
bleiben, dass so oder so von der nach-
rückenden Generation stärkere Belastun-
gen zu tragen sind, weil der Teil der Bevöl-

kerung wächst, der sein Einkommen nicht
mehr durch Erwerbstätigkeit, sondern
durch Übertragungen von den Aktiven er-
hält. Entscheidend ist dabei jedoch, dass
sich das Anwachsen der Belastungen stets
auf relative Größen bezieht. Denn auch
wenn die Beitragssätze erhöht werden, so
muss dies nicht mit einer absoluten Ver-
schlechterung im Einkommens- und Le-
bensstandardniveau einhergehen. Bei lang-
fristig steigenden Einkommen, können die
Aktiven steigende Beitragssätze durchaus
verkraften (Prognos 2003).

Auch die unterschiedlichen Formen pri-
vater, kapitalgedeckter Altersvorsorge kön-
nen das Problem des demografischen Um-
bruchs nicht aus der Welt schaffen. Eine Ge-
sellschaft und Volkswirtschaft insgesamt
kann spätere Ausgaben nicht durch Sparen
vorfinanzieren und damit die Belastungen
zeitlich verschieben. Die Erträgnisse aus den
akkumulierten Vermögen (wie Zinsen und
Dividenden), die den Sparern zufließen,
müssen von den ökonomisch Aktiven er-
wirtschaftet werden und sind Teile des lau-
fenden Volkseinkommens. Die Steigerung
der Lebenserwartung zwingt bei kapitalfun-
dierten Systemen zu höheren Sparleistun-
gen/Prämien, um zu einem Ausgleich der
längeren Bezugszeiten zu kommen. Zu-
gleich führt der aus der niedrigen Gebur-
tenrate folgende Rückgang der nachwach-
senden Geburtsjahrgänge zu einer negati-
ven „Age-wave“ auf den Aktien- und Ka-
pitalmärkten. Denn wenn die Älteren ent-
sparen, d.h. ihre Wertpapiere veräußern und
in Konsum umwandeln wollen, die nachfol-
gende Zahl der jüngeren Sparer und Käufer
von Wertpapieren aber demographisch be-
dingt sinkt, kommt es zu Anpassungsreak-
tionen auf den Märkten (Scholz 2000). Ent-
weder sparen die Jüngeren zusätzlich, was
zu einer Einschränkung ihres Konsums
führt (analog zu Beitragserhöhungen),
oder der Realwert der zum Verkauf angebo-
tenen Wertpapiere sinkt infolge des Ange-
botsüberhangs (dies entspricht einer Ab-
senkung des Rentenniveaus).

4 
Lösung der Akzeptanz-
problematik durch 
Privatisierung und 
Eigenverantwortung?

Auch in einem privaten Vorsorgesystem ist
also die soziale Absicherung nicht kosten-

los zu haben. Ein gleiches Sicherungs- und
Versorgungsniveau vorausgesetzt, müssen
auch bei privaten Sicherungsformen Be-
standteile aus dem verfügbaren Einkom-
men für soziale Ausgaben bzw. soziale Vor-
sorge abgezweigt werden. So sollen nach
dem Konzept der Riester-Rente die Arbeit-
nehmerInnen bis zu 4% ihres Bruttoent-
gelts für die private Vorsorge abzweigen.
Um die Belastung zu berechnen, müssen
also Arbeitnehmerbeiträge zur Rentenver-
sicherung und diese privaten Beiträge
addiert werden. Bei der betrieblichen Al-
tersvorsorge wäre zusätzlich zu berücksich-
tigen, welche Lohnverzichte für die Leis-
tungsansprüche erforderlich waren. Letzt-
lich ist in der Diskussion über das Für und
Wider von privater Vorsorge und öffent-
licher sozialer Sicherung also mehr die
Sichtweise und nicht der ökonomische Zu-
sammenhang entscheidend. Aus gesamt-
wirtschaftlicher und -gesellschaftlicher
Perspektive macht es keinen Sinn, steigen-
de Ausgaben für die Alterssicherung, wenn
sie öffentlich, d.h. über Beiträge und/oder
Steuern finanziert werden, als Zwangsab-
gaben und als Ausdruck einer nicht mehr
akzeptablen Belastungsexpansion zu er-
klären, die selben Ausgabenzuwächse dem-
gegenüber, wenn sie privat, d.h. über Versi-
cherungsprämien finanziert werden, für
hinnehmbar zu halten.

Zweifelsohne ist nicht zu verkennen,
dass von weiten Teilen der Bevölkerung
Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung und
erst recht allgemeine Steuerabzüge anders
bewertet werden als private Ausgaben für
die soziale Sicherheit. Während Beiträge
und Steuern unmittelbar dem Einfluss des
Staates unterliegen, erscheinen private Aus-
gaben als freiwillige Entscheidungen, die
den Einzelnen Wahlmöglichkeiten gemäß
individueller Präferenzen eröffnen.2 Ob
und in welchem Maße diese Einschätzung
geteilt wird, hängt ganz generell ab von der
politisch-kulturellen, historisch entwickel-
ten Einstellung der Bevölkerung gegenüber
dem Staat und Sozialstaat. Dass Personen
mit hohen Einkommen und „günstigen“
individuellen Risiken, die durch die Finan-
zierung und die Leistungsprinzipien der

2 Empirische Analysen (Eurobarometer 2002) bele-
gen jedoch, dass eine breite Mehrheit der Bevöl-
kerung die Beibehaltung des Rentenniveaus un-
terstützt, auch wenn dies höhere Beiträge oder
Steuern erfordert (Kohl 2002, S. 490).
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motivierten Eingriffen und den Begehr-
lichkeiten anderer Ressorts nur wenig
Hindernisse entgegen. Jahr für Jahr müs-
sten in harter politischer Auseinanderset-
zung und in Konkurrenz zu der Fülle an-
derer wichtiger Staatsaufgaben die für die
Grundrente erforderlichen Steuereinnah-
men erstritten werden; ob dabei noch eine
lohnbezogene Anpassungsdynamik ge-
währleistet ist, bleibt zumindest zweifel-
haft. Zu übersehen ist auch nicht, dass der
Abgabenwiderstand bei Steuern deutlich
höher ist als bei Sozialversicherungsbeiträ-
gen, die aufgrund des sichtbaren Entspre-
chungsverhältnisses von Zahlungen und
späteren Leistungen weit eher akzeptiert
werden. Es bleibt also mehr als fragwürdig,
ob es im politischen Prozess gelingt, ein
Grundrentenniveau (ohne Bedürftigkeits-
prüfung) sicher zu stellen, das dauerhaft
oberhalb des Armutsniveaus liegt. Gelingt
dies nicht, sind jene Älteren die Benachtei-
ligten, die keine ausreichenden Ansprüche
in der zweiten und dritten Säule aufbauen
können.

6 
Ein Ausblick

Wenn die Konstanz des Beitragssatzes in
der Rentenversicherung nicht zum Tabu
erhoben wird, lassen sich durchaus Wege
zur Lösung der demographischen Heraus-
forderungen finden, die nicht zwingend
mit einem drastischen Absinken des Ren-
tenniveaus verbunden sind oder – mit un-
gewissem Ausgang – auf eine Umstellung
des Systems auf Grundrente und private
Zusatzrente hinauslaufen. Zu den Reform-
perspektiven zählen alle Schritte, die den
Weg von der bisherigen Arbeitnehmerver-
sicherung zur Bürgerversicherung gehen
sowie Maßnahmen zur Verlängerung der
Lebensarbeitszeit. Voraussetzung dafür ist
allerdings, dass die Debatte über die Alters-
sicherung offener und ehrlicher geführt
wird. Zur Offenheit und Ehrlichkeit gehört
dabei insbesondere die Erkenntnis, dass
eine private Altersvorsorge ebenfalls mit
Belastungen verbunden ist (um den Preis
sozial selektiver Effekte), und dass die de-
mographischen Belastungen keinen Bogen
um die private Sicherung machen. Diese
Aussage wird von den in der Alterssiche-
rungsdebatte tonangebenden Lehrstühlen
und Forschungsinstituten, die von den
Banken und den Privatversicherungen fi-

und Einkommensposition sowie ihrer
Beitragsleistungen zustehen, dann ließe
sich über diesen Weg Altersarmut verläss-
lich vermeiden. Erwerbsunterbrechungen,
Nicht-Erwerbstätigkeit, Kindererziehung,
Arbeitslosigkeit, Teilzeitarbeit, der Über-
gang zur Selbständigkeit, würden weder
den Anspruch auf Grundsicherung im Al-
ter noch deren Leistungshöhe berühren.

Über das Pro und Kontra eines Über-
gangs zu einem Grundrentensystem ist in
den zurückliegenden Jahren viel gestritten
und geschrieben worden. Die langjährige
Debatte hat gezeigt, dass die Bedenken
gegenüber einem solchem Radikalschnitt
überwiegen (u. a.: Bäcker 2001, S. 696 ff.;
Schmähl 2004, S. 119 ff.). Insbesondere
sind die finanziellen Belastungen zu
berücksichtigen: Die Zahlung einer Grun-
drente wird zu einer höheren Belastung der
öffentlichen Haushalte führen, da die
Überführung der Systeme kaum lösbare
Probleme beinhaltet. So ist es aus politi-
schen und verfassungsrechtlichen Grün-
den ein zwingendes Gebot, lange Über-
gangsfristen einzuhalten. In einer bis zu 40
bis 50 Jahre andauernden Umstellungspha-
se kommt es deshalb zwangsläufig zu einer
Doppelbelastung: Zum einen sind die Mit-
tel für die Grundrenten aufzubringen, zum
anderen müssen jene Renten aus dem alten
System befriedigt und finanziert werden,
die über das Grundrentenniveau hinaus-
reichen. Die in diesem Zeitraum Erwerbs-
tätigen erwerben aber selbst keine höheren
Ansprüche mehr und bleiben auf die
Grundrente verwiesen. Sie müssen für ihre
zusätzliche Alterssicherung in der zweiten
und dritten Säule ergänzend privat vorsor-
gen. In einer Zeit, in der auch bei der
Grundrente die demographischen Bela-
stungen wirksam werden, weil sich das Ver-
hältnis zwischen der älteren Bevölkerung
und den Steuerzahlern verschiebt, fallen
also noch Zusatzbelastungen an.

Zum Zweiten spricht vieles dafür, dass
angesichts der Finanzierungsprobleme in
der Umstellungsphase die Höhe der
Grundrente nicht unberührt bleibt und
früher oder später Niveauabsenkungen
oder aber Einkommens- und Vermö-
gensanrechnungen durchgesetzt werden.
Wenn die Grundrenten steuerfinanziert
sind, also aus den allgemeinen Haushalts-
mitteln aufgebracht werden müssen und
ihnen der Eigentumscharakter fehlt, der bei
Versicherungsrenten durch die Äquivalenz
zwischen Beiträgen und späteren Leistun-
gen hergestellt wird, stehen fiskalpolitisch

Sozialversicherung eher belastet werden
und sich günstiger privat absichern könn-
ten, einen höheren Abgabenwiderstand ha-
ben, liegt auf der Hand. Bei der privaten
Absicherung bleibt auch zu berücksichti-
gen, dass sie außerhalb der unmittelbaren
Verantwortung von Staat und Politik steht.
Ein Übergang zur privaten Vorsorge ent-
lastet die Politik. So sind Beitragssatzer-
höhungen in der Sozialversicherung im-
mer ein Politikum und müssen legitimiert
werden, während die Anhebung von Prä-
mien bei Privatversicherungen außerhalb
der öffentlichen Diskussion steht und von
der Politik nicht verantwortet werden
muss.

5
Grundsicherung im Alter
als Reformperspektive?

Wenn man der These zustimmt, dass Bei-
tragssatzsteigerungen in der Gesetzlichen
Rentenversicherung in der Zukunft nicht
möglich sind und/oder nicht akzeptiert
werden, entsprechend das Rentenniveau
kontinuierlich sinken, und ein wachsender
Teil der Älteren dann auf die bedürftig-
keitsgeprüfte Altersgrundsicherung ange-
wiesen sein wird (was allerdings nicht
allein von der individuellen Rente, sondern
vom Haushaltseinkommen im Alter, vom
Vermögen sowie von der Niveauentwick-
lung der Grundsicherung abhängt), findet
ein schleichender Prozess hin zu einer Ab-
lösung der lohn- und beitragsbezogenen
Rentenversicherung durch eine steuer-
finanzierte, bedarfsbezogene Grundsiche-
rung statt. Die Trends hin zur Privatisie-
rung einerseits und zur Grundsicherung
andererseits fallen damit zusammen.

Vor diesem Hintergrund kann es nicht
verwundern, dass Rentenmodelle (wieder)
in die Diskussion gebracht werden, die auf
einer beitrags- oder steuerfinanzierten
Grundrente aufbauen und durch äquiva-
lenzbezogene Zusatzsysteme ergänzt wer-
den. Die interpersonelle Umverteilung wä-
re dann allein auf die Grundrente begrenzt,
während die Zusatzsysteme in der zweiten
und dritten Säule die Lebensstandardsiche-
rung zum Ziel haben. Wenn als Kernele-
ment einer Grundsicherung Rentenzah-
lungen verstanden werden, die der gesam-
ten älteren Bevölkerung ab Erreichen der
Altersgrenze in einer bestimmten Höhe
unabhängig von ihrer vormaligen Erwerbs-
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nanziell unterstützt werden, gerne unter-
schlagen. Hier dominieren Horrormeldun-
gen über den bevorstehenden Untergang
der Rentenversicherung. Dadurch wird das
Vertrauen der Bevölkerung in den Sozial-
staat allgemein und die Rentenversiche-

rung im Besonderen zerstört. Zu einer tie-
fen Verunsicherung hat aber auch die Poli-
tik beigetragen: Maßnahmen mit dem Titel
„Reformen“, die zu einseitigen Belastungen
führen, nur die Perspektive von Vermark-
tung und Privatisierung im Auge haben,

ihre Ziele nicht erfüllen und nach kurzer
Zeit nachgebessert werden müssen, erwei-
sen sich – gewollt oder ungewollt – als die
wahren Ursachen der Akzeptanzkrise des
Sozialstaats.
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